
der Studentenschaft der Gesamthochschule Kausei»
Antragstellorin,

Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Huosnanh u.a., Pr.-Ebert-Str. 1^9» 
5500 Kassel,

g « g c a

dio Goaamthochachulo Kassel, vertreten durch den Präsidenten,
Antragßgognorin,

vegen Hochschulrecht - Wiederherstellung dor eufochiebondon
Wirkung -

het die III# Kenner dos Vcun/altungsgerichto ln Kaoool 
am 10. Kal 1979
beschlossen:

Der Antrag vlrd abgolohnt.
_ Die Antragsteilerin trägt dio 

Kosten des Vorfahrons.
Dr;r Streitwert wird auf 2.000,^—  EM 
festgesetzt#
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d!-0 AfitnsssEocnarin dl« Antrogotollerin l>«r»lt# an 29.1- 
ha " , ,.t jLhr0 oatzving doa geänderten Hooslnchen 
1579 aufgo-

i»i

: . v
.Hochochulgcsotz (HHO) vca 6,6.1970 onrupaecon, ohno da3 dleaor 
Aufforderung Folgo golcistot vurdo, ordnete sie an h .*».1979 «ui, 
da3 das Studentenparlament bio spätestens 25*4.1979 boatlnnto 
Satzungsänderungen beschließt und den BocchluO bis zun 26.4.1979 
vorlcgt. Un die Satzung noch rechtzeitig zu den Vahlsn ran Stu­
dentenparlament in Connorsonoster 1979 in Kraft traten zu lassen] 
ordnoto sie gleichzeitig dio sofortige Vollziehbarkeit dieser 
Verfügung an und drohte für den Fall, daß dio verlangten Xndorun] 
gen nicht beschlossen worden, sie in Weg® der Eraatzvornahne 
durchzufUhren.

In oinzolnon sollten u.a, folgeado Änderungen vorgenonaen vardor.l
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6. Es vlrd ein® neu® Ziff. 7.8 cIngefügt:
»Dac Wählerverzeichnis soll einen Koi>at, e u3 jedoch 
ßplitoctcns 14 Tage vor den Wählte min geschlossen 
werden. Es nuß vor dor Schließung an ninde3tens 4 
nicht lehrvoranstaltungsfroien Togen cffer.golegea 
haben. Eis zur Schließung des Wählerverzeichnisses 
hot jeder Studierende dio Möglichkeit, gegen seine 
Nichteintragung edor unrichtige Eintragungen boiu 
Vohleuoschuß Widerspruch einzulegon. § 11 der Wahl- 

. Ordnung für dio Vehlen zun Konvent und den Fachbc- 
reichsräton der Gesamthochschule Kassel von 12.7* 
1970 gilt entsprechend.B

7. Er- wird eine nouo Ziff. 7*9 ©ingafUgt:
°Dor Termin für dio Studontenparlanentavahl und di® 
Wahl der Fachschaftsrdto sowie dio Einzelheiten des 
Wahlvarfahrens werden durah Vahlbokanntnachnng ver­
öffentlicht» § 9 dor Wahlordnung für die Wahlen zun 
Konvent und den FachberoichsrUten dor Gesamthoch­
schule Kassel von 12.7.1978 gilt entsprechend. Alloa



wahlberechtigten Studenten werden durch den Kanz­
ler der Gesamthochschule Kassel die Briefwahluntor-» 
lagen zugesandt. § 15 dor Wahlordnung fUr die Wah­
len zum Konvent und den Fachberoichsrliton der Ge­
samthochschule Kassel ven 12.7.1970 gilt entspre­
chend. Für den BriefwahlSchluß gilt derselbo Termin» 
wie er für dio Wahlon zum Konvent und zu den Fnch- 
bcreichsrdten festzulegen ist. Bei oinor Stimnabgabo 
durch Briofvahl sind die Vahlbriofe an den Kanzlor 
der Hochschule zu senden. Dieser bewahrt sie bia zur

• Übergabe an den Wahlausschuß sicher und ungeöffnet 
auf. Boi Wiederholungswahlen, dio nicht zusammen mit 
den Wahlen zum Konvent und zu dGn FachboreichsrUton 
durchgcführt worden, wii-d dor Wahltormin vom \.ahl- 
auscchuß in Einvernehmen mit dem Kanzlor beschlossen«

• • •

11. Dio Ziff. 9.2 erfüllt folgende Uborcchrifti 
«Vahltormln», Wahllokalo bei Urnenvahl.R 
Zu streichen ist Satz 2 vAn Ziff. 9.2. Hin Satz ist 
zu ergdnzont
“Zwischen Beginn dor Umonvahl und Briofwohloado müa- 

' ßon oindeatena 2 nicht lehrvoranstaltungsfroio Togo 
liegen. Das Vahlant üborgibt die eingogangonen Briof- 
vahlunteringen für"idio Studentcnparlamentswahl und 

• ' Fachschaftsratsvahlen vor Schluß dor Umcnwahl zum
Wahlausschuß. Diesor hat sie gesichert und ungeüff- 
net aufzubewahren. Zur Vormoidung einer doppelten 
Stimnabgabo ist die Toilnahmo an dor Briefvahl vor 
Beginn der Umenvahl im Kühlorvarzoichnis zu vermer­
ken. Hierzu sind die eingegangonon Vahlbriefe zu üff- 

clor Wahlschein heraus zunehmen, aus dem dor Homo 
das*Wühlers zu ersehen ist, und der verschlossene

Vahlumschlag mit dem Stimmzettel in einer Urne auf- 
:zubewahren. § 19 Abs. 3 und 4 der Wahlordnung für 
1dio Vahlcn zun Konvent und don Fachboreichsrdtcn der 
Gesamthochschule Kassel ven 12.7.1970 gilt entspre­
chend.

12. Dio Ziff. 9.3 ist durch einen Satz 4 und oinen Satz 
5 zu vorvollstUndicen mit folgenden Vortläuti 
«Zur Stimmabgabe dürfen nur dio vca Vahlant im Ein­
vernehmen mit dem Kanzler vorberoitoten Stimmzettel 
verwendet wordon. Im übrigen gölten dio $§ 18 Abs.
1 bis 0 und 19 dor Wahlordnung für dio Wahlen z£n 
Konvont und den FachberelchsrUton der Cosnnthoch- 
schulo Kassel vom 12.7.1973 entsprechend.■ ;

« 9P
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13, Zu streichen sind di« Ziffom 23.3 und 5.1*1

1 $. Dio Ziffer 25.4 wird gestrichon und orhhlt folgend« 
Fassung!
«FUr dio Wahl dor Eachschaftorlito gölten die Eestim- 
•laungen der Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
sowio zur Foststol lung dos Wahlergebnisses (Ziffern 
7 - 1 0  der Satzung) entsprechend. Dio Fachschafts- 

• ratewählen sind gleichzeitig mit den Studcntenpa*— 
lamentsvahlen und den Wahlen der studentischen Mit­
glieder im Konvont und den Fechberoichsrbtcn durch- 
zufUhren. Wird nur olne Listo oingcreicht, findet 
Porsönlichkoitsvahl statt, wobei Jeder Wähler oo 
violo Stimmen hat, wio Fachschaftsvortrotor ra wüh­
len sind. Findet dio Wahl gleichzeitig mit den Wahlen 
zum Studentenparlament statt, kann der Wahlausscnuß 
3TUr dio Wahl zu den Fachschaftcrüten mit dem Vahlnus-
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achu3 für dl© Wahl zun Studentenparlament Idon- 
tiech ooin. Sind auf Fachschaftsobeno 6 Wochen 
vor DrJb fvahlschluO keino Vahlvorctändo gobildot, 
lat der Vahlauscchuß für dlo Studentcnparlanents- 
vahlen fUr dlo Durchführung der Fachnchnftsrato- 
vahlcn zuständig."

• • •

Kit 3chriftsctz von 11.4.1979 wandte sich di© Antragsteller!n 
an das Vorwaltungsgoricht mit don Bogohren, dlo aufochlobendo 
Wirkung ihres Vidorsprucha von gloichcn Tage gegen die Verfügung 
der Antragsgognorin von 4.4.1979 viodor_horzuotellon.

Sie ist der Auffassung, die Einführung dor "Rogelbriofvrahl* eoi 
rechtswidrig, voll oio den goltendcn Vcrfacsungsrucht viderspi*e- 
cho. Da bisher nicht rechtskräftig feotgc3tollt worden sei, ob 
.dio verlangten . .Satzungsänderungen rechtmäßig sind odor nicht, 
coi ßio nicht boroit, unter Aufgabe ihrer Rochtsposition oino vor­
läufige Änderung dor Satzung vorzunehnen. In übrigen cel euch dio 
Durchführung einor Wahl zun Studentenparlament in Sommorscnoster 
1979 entbehrlich, veil ßio mit don Wahlon zu den Kollcginlorgancn 
dor Antragcgcgnorin im Frühjuhr zusammcngologt vordon könnte.

Die Antragstollcrin beantragt,

di© aufochiobondo Wirkung ihren Widerspruchs vom 
• . 11.4.1979 gegon dio VorfUgung der Antragsgegnerin

von 4.4.1979 vicderherzu3tellen, soweit dio Satzungo- 
gndorungen unter den Ziff. 6, 7» 11» 12, 15 und 16 
betroffen sind.

Di© Aniragsgegnerin beantragt, 

den Antrag nbzulchncn.

\\

Si® ißt dor Auffassung, daß dio Wahl doo Studentenparlaments im 
Somiorneme3ter 1979 auf der Grundlage dos geltenden Hessischen 
Kocbochulgesotzos zu orfolgon habe. Dazu nüeso auch dlo Briof- 
vahl vio sie in IGiG goregolt ißt, eingeführt worden. Die sofor­
tige Vollzi'ohbarkoit coi in besonderen öffentlichen Interocse 
goboten, da die Satzungsänderung noch vom Hessischen Kultusni- 
nioter genehmigt und veröffentlicht werden müsso, t_»vcr noch vor 
Ablauf dos Sonmorsemootcro 1979 dio Wohl durchge fährt werden 
könne. Wegen der woiteren Einzelheiten wird auf don Inhalt der 
zwiochon don Beteiligten gewechselten Schriftsätze und dl© Satzv 
der Antragßtellorin, veröffentlicht im StAnz. 1973 S. 2201, Eczu 
genommon.

ZI.

Dor Antrag lat zulässig.

Gomüfl § 60 Abs. 1 der Vervaltungsgorichtsordnung (VvGO) haben 
Vidorepruch und Anfechtungsklage aufachiobendo Wirkung. Dio cuf- 
achiobende Wirkung entfällt nach § 60 Abs. 2 Kr, 4 VwGO u.a. nur 
in den Fällen, in denen die sofortige Vollziohung im öffentli­
chen Intoresso odor im Überwiegenden Interesse eines Beteiligte: 
von dor Behörde, dlo den Vorvmltungsakt örlascen oder Uber den 
Widerspruch zu ontochcidon hat, besonders angoervinot ist.

Nach § 80 Abu. 5 VwGO kann in Falle dos Abs. 2 Kr. 4 daß Gericht 
dor Hauptsache auf Antra^/'üufcchictonde Wirkung dos Widerspruchs 
viederherstellen. Um einen solchen Fall handelt cs eich hier, 
voll dio Antragsgogncrin die sofortige Vollziehung ihrer Verfü­
gung vcm 4.4.1979 angeordnet hat und dio Antragotollorin hierge­
gen don Antrag auf Wiederherstellung der aufechiebenden Wirkung 
gootollt hat.

.. ■ *~ ■" .... -<w—V.---,,.. • . ..... ;.*sj?s;VS i.
n
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Die Zulttanlgkelt ist auch nicht dochalb zu vorneinen, voll dio 
Antragsgcgnorin zwischenzeitlich dio omgckündigto Ersatzvomnhmo 
vorgcnomman hat, da das Studentenparlament dlo von Ihn verlnng- 
ten Sa tzungsllridc rangen in der gocotzton Friot nicht beschlossen 
hat. Dlo Verfügung von A.4.1979 lot Voraussetzung für dlo Durch­
führung dor Ersatzvomahno, Mit der Entscheidung Uber lhro Rocht« 
cüOigkeit steht oder rillt auch das ergriffene Zwangsmittel.

Der An-'rag ist Jedoch unbegründet.

Doi der in diesen Äuasotzuhgsvorfahren gobotenon summarischen 
Überprüfung dor Sach- und Rechtslage ergobon sich koino durch­
greifenden Bedonken gegen die Rechtmüßigkeit der angefochtenen 
Verfügung von A.4.1979.

Rechtsgrundlage für die angofochtono Maßnahme ist dio Rogolung 
d0 3 § 72 in Vorbindung nit § 19 HHG. Danach wird dio Rechtsauf- 
cicht deo Landes.unter der die Studentenschaft steht, von Loltor 
dor Hochschule als Aufsichtsbehörde ausgeübt. In entsprechender 
Anwendung des § 19 Abs. 3 HHG kenn dor Leiter der Hochschule dann, 
wenn dio Studentenschaft dio ihr obliegenden Pflichten nicht er­
füllt, onorünen, daß sio innerhalb einor zu bcotiUD'.-iln angoneosc- 
non Frist das Ei'fordorlicho vorcnloßt« Kr kann voltor, wenn die­
ser Anordnung nicht innerhalb dor foatgeootzten Frist nnchgokoü- 
non vird, die notwendigen Maßnahmen an ihrer Stelle troffen, ins­
besondere auch dio erforderlichen Vorschrifton orlnooon. Dor Prä­
sident dor Antragsgognorin ist demnach grundsätzlich ormichtigt, 
in Vcgo dor Rochtosufsicht Uber die Ersatzvomahno notvcndlgo 
Satzungsänderungen durchzuführcn, vonn sich das dafür zustflndlgo 
Organ der Studentenschaft, das Studentenparlament, weigert.

Zu den Aufgaben, dio die Studentenschaft nach § 63 Aba. 1 IIHG ia 
Rahnen der gesetzlichen Bestimmungen selbstverwaltend ausübt, ge­
hört nach § 66 auch die Erstellung einer Satzung. In dioaor sind

«»>«* 'y » «  »m »»i«1«"— w — 'w — »i—v.'T . " 'T T T 71'’ '
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gemäß § 66 Abs. A Zlff. 1 HHO insbesondere naher« Bestimmungen 
Uber dio'Wahl der Organe der Studentenschaft aufzunchnen. Da na<
5 65 Abo. 3 3« 2 HHG bei den Wahlen rum Studentenparlament und 
zum Fachochaftcrat die Regelung des § 15 Abs. 1 S. 2 Halbs. 2 
entsprechend onzuwonden ist, nu3 diese Bestimmung ln die Satzung 
der Studcntonachalt Ubemocmcn werden. Damit sind, aber auch 
gleichzeitig Regelungen über das Vahlvdrvorfahrcn aufzunehmen, 
dio die Briofwahl im Sinne von § 15 Abs. 1 S. 2 Halbs. 2 HHG 
vorau3 Lotzon. Dios ist in dem hier zu entscheidenden Fallo ge­
schehen, wobei olnlgo Kalo auch auf die entsprechende Anwendung 
dor Wahlordnung für dio Wahlen zum Konvent und zum Fachbereichs* 
rat an der GIDC Bezug genomnon voz-den ist.

Sowohl gegen dio Bestimmung dos § 15 Abs. 1 S. 2 Halbs. 2+HI!G 
als auch gogen dio darauf geetützto Regelung des Wahlverfahrcnj 
bestehen von Seiten dur Kaamor koino durchgreifenden Verfassung: 
rochtlichen Bedenken. Hierdurch wird weder die WahlFreiheit 
noch das Vahlgehoimnia vorletzt. 2war hat das Bundesverfassungs­
gericht in ßciner Entscheidung vom 15.2.1967 Uber dio Verfassung 
müßigkeit dor Briefwahl (BVerfGE 21, 200) ausdrücklich auf die 
Einschränkung der Briofwahl durch die BundoevahlOrdnung (BVchlcj 
hingewieoen und damit gorechtfortigt, daß durch dio Verpfllchtuj 
zur Angabo von Oründon für die Teilnehmo cn dez* Briofwahl und di 
ren Glaubhaftmachung den besonderen Gofulircn für die Vahlfroihc. 
und das Wahlgeheimnis bogegnet werde. Aua dieser, dio Vali1 zum 
Doutschon Eundeetag betreffenden Entscheidung, vermag dis Kamms 
Jodoch aus mohroren Gründen nicht die Vorpflichtung ubzuieiten, 
daß auch eine im univoroitüren Bereich zugolaczcne Briofv.-ahl eb 
falls nur unter den EinsehrUnkungon dor BüchlO möglich col. Zuml 
oinen enthalten vedor die Wahlordnung für den Hessischen Landtag 
(§ 13 Aba, 2) noch dio Kcmmunalvahlcrdnung (5 13 Abs. 2) eine A\ 
Zahlung von Cründcn, die für dio Erteilung eines Vahlscheinca, 
der wiederum Voraussetzung für dio Beteiligung an dor BriofwahlI 
lat, geltend gemacht werden können. Zum ondGrcrz ist die übermal

t»* ># .



der in,} föfAbfii, 'h Qrttnd», 41® 41® Teilnnhno
an der ßflffyubk JNähfr?®Tfcl£«n, XUr Vahlon la univeraitllron Eo- 
reich n̂ chfc. oiine» uilgllch. So lnt dor Regelfall den 5 22
Ale* 1 • Z±ffh. 1] 2'vj.hlQ (Abveccnhe.it aus wichtige Grund) der Ur­
laub.. Da. dio Vrhlon zun Studentenparlament ln dor Hegel 4 Vochoil 
vor Ende dos Seczacrsonestors otattfinden sollen (l!r. 7.2 dor 
Studentcnschaftcatzun") trifft dor Regelfall dos 3 22 Abc. 1 
Ziff.' 1 BWnhlO hier nicht zu. Unerheblich sind auch dio Regelun­
gen des 0 22 Ziff. 2 (Wo hnun g s we ch s c1 in einen anderor. Vnhlbo- 
z1rk) und Ziff. 3 coveit darin auf berufliche Gründe oder hohoo 
Alter abgoctollt vird. Von Bedeutung sind allenfnllo dio Cründo,• 
Clo sich auf Krankheit odor den körperlichen Zustand oinoo Wahl­
berechtigten beziehen.

Letztlich entscheidend, ist fUr die Knmaor dio Berücksichtigung 
der in universitären Bericht geltenden Besonderheiten. So hat 
die Mohrzahl dor an einer Universität Studierenden nicht den 
Studienort colbot al3 1. Wohnort, condom den Ort an doa dio Fa- 
cilio lobt. Dio allen Studierenden zu3tohonde Freiheit, ihr Stu- 
diun sclbctvcrantvortllch durchzuführen und dazu auch zu ent­
scheiden, velcho Lehrveranstaltungen olo bocuchon vollen odor 
aiciit, führt dazu, dad sich violo Studenton gugen Endo olnoa So-  ̂
cesters nicht mehr an Studioncrt cufhalton, veil sie entweder da­
von ausgehen, bereits ausreichende Leistungen erbracht zu haben 
oder diese auch an ihren 1. Wohnsitz erbringen zu können. Dio 
ErfahrungogonUO goringo Wahlbeteiligung vi'ahlen zu den Organon 
der Student cnoclisft liat in dor Wahlenthaltung diesen Foroonon- 
kroices sicherlich eine Ursache. Mit dor Versendung der Briof- 
vahlvintcrlogcn, ohne daß os dazu als einos besonderen Antragoa 
unter Angabe von Gründen bedarf, werden nunnohr auch diejenigen 

die Lsgo versotzt, ihro Sticzso sbzugeben, die sich zur Zoit 
der Wahl nicht nähr an Studienort aufhalten, ohne dafUr oinen 
^«chtigen Grund in Sinne von § 22 Abs. 1 Hr. »WrhlO anSeben zu 
können. Dieses Ziel vird auch den Gesetzgeber vorgoochvebt hobon,

-r*AP
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«tl® ®p di® enteprochcnd® Anwendung 4«« 5 15 Ab®, 1 S, Z Halbs*
2 1U1Q auf Wahlon zun Studentenparlament und den FnchGchaftsrüten 
noroiert hat.

In Übrigen ict eo den Studiorcndcn Xrcigoctollt, ob oie ah der
UrJncr.vahl tollnahnon odor ihro StLnno durch Erierwähl abgeben. Di 

. Einhaltung den Vahlgehoinnissos ist ihnen zudem cclbst Überlasten 
Dio Regelungen Über dos Vahlverfahrcn garantieren auch, daO das 
Wahlgeheimnis gewahrt bleibt.

Soweit die AntragotoHorin sich nit ihrem Antrag auch dagegen 
vendot, daß dio FachschaftsVollversammlung als oberstes Baschlicc 
sendes Organ einer Fachcchaft zu ctreichen ist, hat die Kammer 
auch hiergegen koine Bedenken, weil das HEG in § 65 Abs. .Ab ­
schließend geregelt hat, daß dno Organ der Fachschaft dcr.Fach- 
achaftsrat ist. Für dio Fachcchaftsvollversaämlung als Organ ict 
doshalb ko in Raun mehr.

flach alledem ißt dor Antrag abzulchnen.

• Dio Kootonentschoidung beruht auf $ 154 Aba. 1 VwCO, dio Faat- 
ootzung des ßtraitvortoa auf-den Regelungen der §.§ 13» 23 GKG.

---  — «Trrrrr: Trrr.rT.Tr- rrorr■■i
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Gegen diesen Beschluß steht den Beteiligten die Be­
schwerde an den Hessischen Vervaltungsgerichtshof in 
Kassel zu. Soweit sie sich gegen die Festsetzung des 
Streitwertes richtet, ist sie jedoch nur zulässig, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstandes 100,—  DM-Uber­
steigt.
Die Beschwerde ist bei den Verwaltungsgericht in Kassel, 
BrUder-Griisn-Platz 3» schriftlich oder zur Nieder­
schrift des Ur'.undsbcamten der Geschäftsstelle ein2U- 
legcn, und zwar
a) soweit sie sich gegen die Entscheidung Uber den 

Antrag richtet, innerhalb von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung,
und

b) soweit sie sich gegen die Festsetzung des Streit­
wertes richtet, innerhalb von sechs Monaten, 
nachdem die Entscheidung Uber den Antrag Rechts­
kraft erlangt oder sich das Verfahren anderweitig 
erledigt hat.

£Cz. Scliaiicburg gez. Dr. Müller goz. Töpfer


